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161. Verordnung: Neuerliche Abänderung und Ergänzung der Geschäftsordnung der Einigungsämter und des
Obereinigungsamtes (2. EA.-Geo.-Novelle).

162. Verordnung: Änderung des Geschäftsplanes in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung.
163. Multilaterales Abkommen über die kommerziellen Rechte im nichtplanmäßigen Luftverkehr in Europa.

161. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 21. Juni 1957,
betreffend die neuerliche Abänderung und
Ergänzung der Geschäftsordnung der Eini-
gungsämter und des Obereinigungsamtes

(2. EA.-Geo.-Novelle).

Auf Grund des § 38 Abs. 2 des Kollektivver-
tragsgesetzes, BGBl. Nr. 76/1947, wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Justiz verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 31. Juli 1947, BGBl.
Nr. 218, über die Geschäftsordnung der Eini-
gungsämter und des Obereinigungsamtes (EA.-
Geo.), in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 208/1951, wird abgeändert und ergänzt
wie folgt:

1. Dem § 1 ist nachstehender Abs. 3 anzu-
fügen:

„(3) Die Einigungsämter sind berufen:
a) über Anträge auf Erteilung der Zustim-

mung zur Kündigung und Entlassung zum
Präsenzdienst einberufener Dienstnehmer
gemäß § 6 Abs. 3 und 4 und § 7 Abs. 2
des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 154/1956, sowie über die Anfechtung
einer Kündigung gemäß § 11 des Arbeits-
platz-Sicherungsgesetzes und über An-
träge zur Feststellung gemäß § 12 Abs. 2
des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes, daß
eine Hemmung im Laufe von Kündigungs-
fristen nicht eintritt, zu entscheiden;

b) gemäß § 6 Abs. 7 des Arbeitsplatz-Siche-
rungsgesetzes Dienstnehmer über den
Kündigungsschutz nach dem Arbeitsplatz-
Sicherungsgesetz zu belehren und darüber
eine Bescheinigung auszustellen sowie
nach erfolgter Rechtsbelehrung des Dienst-
nehmers gemäß § 18 Abs. 2 des Arbeits-
platz-Sicherungsgesetzes bei einer Verein-
barung, betreffend die Werks- oder Dienst-
wohnung eines zum Präsenzdienst einbe-
rufenen Dienstnehmers, mitzuwirken;

c) über Anträge auf Erteilung der Zustim-
mung zur Kündigung gemäß § 10 Abs. 3

und § 24 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes,
BGBl. Nr. 76/1957, zu entscheiden;

d) gemäß § 10 Abs. 6 und § 24 Abs. 2 des
Mutterschutzgesetzes minderjährige Dienst-
nehmerinnen über den Kündigungsschutz
nach dem Mutterschutzgesetz zu belehren
und darüber eine Bescheinigung auszu-
stellen."

2. Im § 8 Abs. 1 hat lit. e zu lauten:
„e) alle anderen Geschäftsstücke, wie Ein-

sprüche gegen Satzungsbeschlüsse, Anzei-
gen über die erfolgte Wahl eines Betriebs-
rates, über die Ausstellung einer Bescheini-
gung gemäß § 6 Abs. 7 des Arbeitsplatz-
Sicherungsgesetzes und gemäß § 10 Abs. 6
und § 24 Abs. 2 des Mutterschutzgesetzes,
über Vereinbarungen, betreffend die Werks-
oder Dienstwohnung, nach § 18 Abs. 2 des
Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes, sofern sie
nicht gleichzeitig bei der mündlichen Ver-
handlung nach § 6 Abs. 3 des Arbeitsplatz-
Sicherungsgesetzes abgeschlossen wurden, in
ein Sammelregister."

3. Im § 21 hat Abs. 1 zu lauten:
„(1) In den Fällen des § 1 Abs. 2 und 3 lit. a

und c ist die Verhandlung in möglichst kurzem
Abstand anzuberaumen."

4. Dem Abschnitt 4 ist nachstehender Ab-
schnitt 5 anzufügen:

„ABSCHNITT 5

Erteilung von Rechtsbelehrungen nach dem
Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz und dem Mutter-
schutzgesetz sowie Abschluß einer Vereinba-
rung gemäß § 18 Abs. 2 des Arbeitsplatz-Siche-

rungsgesetzes.

§ 23 a. (1) Die Rechtsbelehrung über den
Kündigungsschutz, die nach § 6 Abs. 3 und 4
des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes dem Dienst-
nehmer (Heimarbeiter) und nach § 10 Abs. 3
und § 24 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes den
Parteien zu erteilen ist, hat der die Verhandlung
führende Vorsitzende des Einigungsamtes bzw.
dessen Stellvertreter, der die Verhandlung führt,
vorzunehmen.
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(2) Die Rechtsbelehrung ist, soweit es sich um
den Dienstnehmer (Heimarbeiter) handelt, die-
sem unmittelbar zu erteilen und hat ihn über
den Umfang des Kündigungsschutzes nach dem
Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz bzw. nach dem
Mutterschutzgesetz sowie über die anderen
Rechte aufzuklären, die ihm nach den Bestim-
mungen des in Betracht kommenden Gesetzes
zustehen.

(3) Die im Verlaufe einer Verhandlung gemäß
§ 6 Abs. 3 und 4 des Arbeitsplatz-Sicherungsge-
setzes und gemäß § 10 Abs. 3 und § 24 Abs. 1
des Mutterschutzgesetzes erteilte Rechtsbe-
lehrung ist im Verhandlungsprotokoll festzu-
halten; im Spruch des Bescheides ist auf sie hin-
zuweisen.

(4) Im Falle einer einvernehmlichen Auflösung
des Dienstverhältnisses (§ 6 Abs. 7 des Arbeits-
platz-Sicherungsgesetzes, § 10 Abs. 6 und § 24
Abs. 2 des Mutterschutzgesetzes) hat der Vor-
sitzende des Einigungsamtes oder sein Stellver-
treter die Rechtsbelehrung zu erteilen. Hiebei
ist nach der Vorschrift des Abs. 2 zu verfahren.
Über die Rechtsbelehrung ist eine Niederschrift
aufzunehmen, die vom Dienstnehmer (Heim-
arbeiter) zu unterfertigen ist. Dem Dienstnehmer
(Heimarbeiter) ist über die Vornahme der
Rechtsbelehrung eine Bescheinigung auszustellen,
die auch den Vor- und Zunamen, die Geburts-
daten und die Wohnadresse des Dienstnehmers
(Heimarbeiters) zu enthalten hat.

(5) Der Dienstnehmer (Heimarbeiter) hat das
Einigungsamt selbst auszuwählen, an das er sich
zwecks Ausstellung der Bescheinigung nach § 6
Abs. 7 des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes und
nach § 10 Abs. 6 und § 24 Abs. 2 des Mutter-
schutzgesetzes wenden will.

§ 23 b . (1) Eine von der gemäß § 18 Abs. 1
des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes für Werks-
oder Dienstwohnungen geltenden Vorschriften
abweichende Vereinbarung kann nur vor dem
Vorsitzenden des nach dem Sitz des Betriebes
zuständigen Einigungsamtes oder einem seiner
Stellvertreter getroffen werden.

(2) Vor Abschluß der Vereinbarung (Abs. 1)
ist der Dienstnehmer (Heimarbeiter) darüber zu
belehren, welcher Rechte er sich durch eine von
den Vorschriften des § 18 Abs. 1 des Arbeitsplatz-
Sicherungsgesetzes abweichende Regelung hin-
sichtlich der Werks- oder Dienstwohnung be-
gibt. Die Rechtsbelehrung ist dem Dienstnehmer
(Heimarbeiter) unmittelbar vom Vorsitzenden
des Einigungsamtes oder einem seiner Stellver-
treter zu erteilen. Über die Rechtsbelehrung ist
eine Niederschrift aufzunehmen, die vom Dienst-
nehmer (Heimarbeiter) zu unterfertigen ist.

(s) Nach Erteilung der Rechtsbelehrung kann
die Vereinbarung entweder zu Protokoll ge-
geben oder von den Parteien in einem Schrift-
satz festgelegt werden. Wird die Vereinbarung

zu Protokoll gegeben, so ist den Parteien auf
Verlangen eine Abschrift auszuhändigen. Wird
ein Schriftsatz angefertigt, so muß aus ihm der
Wille der Parteien klar und eindeutig hervor-
gehen; der Schriftsatz ist in dreifacher Ausferti-
gung herzustellen, von denen zwei für die
Parteien bestimmt sind und eine beim Einigungs-
amt verbleibt. Nach Abschluß der Vereinbarung
hat das Einigungsamt auf jeder Ausfertigung fol-
genden Vermerk anzubringen: ,Vor dem Eini-
gungsamt in nach Er-
teilung der Rechtsbelehrung gemäß § 18 Abs. 2
des Arbeitsplatz-Sicherungsgsetzes abgeschlos-
sen.'

(4) Wird eine Vereinbarung nach Abs. 1 gleich-
zeitig in einem Verfahren gemäß § 6 Abs. 3
und 4 des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes ge-
troffen, so ist die Rechtsbelehrung gesondert von
der Rechtsbelehrung nach § 6 Abs. 3 und 4 des
Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes zu erteilen. Der
Inhalt der Vereinbarung ist im Spruch des Be-
scheides festzuhalten; aus ihm muß auch hervor-
gehen, daß die Rechtsbelehrung erteilt wurde."

Proksch

1 6 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 6. Juli 1957, betreffend
Änderung des Geschäftsplanes in der Kraft-

fahrzeug-Haftpflichtversicherung.

Auf Grund des § 54 des Kraftfahrgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 223, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau verordnet:

Artikel I.

Der in der Anlage zur Verordnung des Bun-
desministeriums für Finanzen vom 6. Dezember
1956, BGBl. Nr. 234, betreffend Änderung des
Geschäftsplanes in der Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung, kundgemachte Tarif für die Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung wird wie folgt
abgeändert:

Punkt I. Krafträder, Ziffer 1, erhält folgende
Fassung:

Artikel II.

Diese Verordnung tritt mit dem 1. August
1957 in Kraft.

Kamitz
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1 6 3 .

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten
ausübende Bundeskanzler erklärt das am 30. April 1956 in Paris abgeschlossene Multilaterale
Abkommen über die kommerziellen Rechte im nichtplanmäßigen Luftverkehr in Europa, welches
also lautet:

(Übersetzung.)

Multilaterales Abkommen
über die kommerziellen
Rechte im nichtplanmäßigen

Luftverkehr in Europa

DIE UNTERFERTIGTEN
REGIERUNGEN,

Haben in der Erwägung, daß
es im Bestreben jedes der Ver-
tragsstaaten liegt, die für nicht-
planmäßige kommerzielle Flüge
innerhalb Europas eingesetzten
Luftfahrzeuge, welche seine
planmäßigen Luftverkehrslinien
nicht beeinträchtigen, frei in
sein Gebiet zuzulassen, um Ver-
kehr aufzunehmen und abzu-
setzen, und

Im Hinblick darauf, daß die
durch die Bestimmungen des er-
sten Absatzes des Artikels 5 des
Abkommens über die inter-
nationale Zivilluftfahrt, abge-
faßt in Chicago am 7. Dezem-
ber 1944 (in der Folge „Kon-
vention" genannt), vorgesehene
Behandlung — welche auf inter-
nationale Flüge von privaten
und kommerziellen Luftfahr-
zeugen, die im nichtplanmäßi-
gen Luftverkehr in die Gebiete
der Staaten der Konvention ein-
fliegen oder diese ohne Aufent-
halt überqueren, sowie auf dort
vorgenommene Landungen für
nichtkommerzielle Zwecke An-
wendung findet — befriedigend
ist, und

Vom Wunsch geleitet, zu
einem weiteren Abkommen, be-
treffend das Recht ihrer kom-
merziellen Luftfahrzeuge zu ge-
langen, Fluggäste, Fracht und
Postsendungen auf internatio-
nalen Flügen zur entgeltlichen
Beförderung außerhalb der plan-
mäßigen internationalen Luft-
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Verkehrslinien, wie im zweiten
Absatz des Artikels 5 der ge-
nannten Konvention vorge-
sehen, aufzunehmen oder ab-
zusetzen,

Zu diesem Zweck das vorlie-
gende Abkommen geschlossen.

Artikel 1

Dieses Abkommen findet auf
jedes Zivilluftfahrzeug Anwen-
dung, das

a) in einem Teilnehmer-
staat der Europäischen Zivil-
luftfahrtkonferenz eingetra-
gen ist und

b) von einem Staatsange-
hörigen eines der Vertrags-
staaten, der durch die zu-
ständige nationale Behörde
dieses Staates ordnungsgemäß
ermächtigt ist, betrieben
wird,

wenn dieses auf internationalen
Flügen zur entgeltlichen Beför-
derung außerhalb der plan-
mäßigen internationalen Luft-
verkehrslinien in die durch die-
ses Abkommen gemäß Ar-
tikel 11 festgelegten Gebiete
eingesetzt ist.

Artikel 2

(1) Die Vertragsstaaten ver-
einbaren, die im Artikel 1 die-
ses Abkommens genannten Luft-
fahrzeuge in ihre Gebiete frei
zuzulassen, um Verkehr aufzu-
nehmen oder abzusetzen, ohne
Auferlegung der im zweiten
Absatz des Artikels 5 der Kon-
vention vorgesehenen „Vor-
schriften, Bedingungen oder
Einschränkungen", sofern solche
Luftfahrzeuge eingesetzt wer-
den bei:

a) Flügen zur Durchfüh-
rung von Katastrophen- oder
Noteinsätzen;

b) Taxi-Passagierflügen mit
Gelegenheitscharakter auf Be-
stellung, vorausgesetzt, daß
das Luftfahrzeug über eine
Sitzplatzkapazität von nicht
mehr als sechs Fluggästen ver-



48. Stück — Ausgegeben am 17. Juli 1957 — Nr. 163 945

fügt und daß der Bestim-
mungsort durch den Mieter
oder die Mieter gewählt und
kein Teil des Fassungsraums
des Luftfahrzeugs öffentlich
weiterverkauft wird;

c) Flügen, bei welchen der
gesamte Laderaum durch eine
einzelne Person (Einzelper-
son, Firma, Gesellschaft oder
Institution) für die Beförde-
rung ihres Personals oder
Waren gemietet wird, voraus-
gesetzt, daß kein Teil dieses
Fassungsraums weiterverkauft
wird;

d) Einzelflügen, bei denen
kein Unternehmer oder keine
Gruppe von Unternehmern
gemäß diesem Unterabschnitt
zu mehr als einem Flug mo-
natlich zwischen den beiden
gleichen Verkehrszentren mit
allen ihm verfügbaren Luft-
fahrzeugen berechtigt ist.

(2) Die gleiche Behandlung
gilt für Luftfahrzeuge, die zu
einer der folgenden Beförde-
rungsarten eingesetzt sind:

a) ausschließlich zur Beför-
derung von Fracht;

b) zur Beförderung von
Fluggästen zwischen Gebieten,
die keine ausreichend un-
mittelbare Verbindung durch
planmäßige Luftverkehrs-
linien aufweisen;

wobei jedoch jeder der Ver-
tragsstaaten die Einstellung der
in diesem Absatz festgesetzten
Beförderungsarten verlangen
kann, wenn er der Ansicht ist,
daß diese die Interessen seiner
planmäßigen Luftverkehrslinien,
die in den Gebieten, für die die-
ses Abkommen Anwendung
findet, betrieben werden, beein-
trächtigen; jeder Vertragsstaat
kann vollständige Angaben über
die Art und das Ausmaß jeder
dieser Beförderungsarten, wel-
che durchgeführt wurden oder
werden, verlangen; und
wobei weiters bezüglich der in
Unterabschnitt b) dieses Ab-
satzes angeführten Beförde-
rungsart jeder Vertragsstaat
frei die Ausdehnung der Ge-
biete (einschließlich des Flug-
hafens oder der Flughäfen) fest-
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setzen und jederzeit eine solche
Festsetzung abändern sowie be-
stimmen kann, ob solche Ge-
biete über ausreichend unmittel-
bare Verbindungen durch plan-
mäßige Luftverkehrslinien ver-
fügen.

Artikel 3

Die Vertragsstaaten verein-
baren weiters, daß für die nicht
im Artikel 2 angeführten ande-
ren Fälle, in welchen sie die Ein-
haltung der Vorschriften, Be-
dingungen oder Einschränkun-
gen für nichtplanmäßige Flüge
entsprechend dem zweiten Ab-
satz des Artikels 5 der Konven-
tion verlangen, diese Vorschrif-
ten, Bedingungen oder Ein-
schränkungen von jedem Ver-
tragsstaat in einer veröffentlich-
ten Vorschrift festgelegt wer-
den, die folgendes beinhaltet:

a) den Zeitraum, in wel-
chem die erforderlichen An-
gaben (mit einem Antrag auf
vorherige Genehmigung, falls
ein solcher verlangt wird) vor-
gelegt werden müssen; dieser
darf nicht mehr als zwei volle
Werktage im Fall eines Ein-
zelflugs oder einer Reihe von
nicht mehr als vier Flügen
betragen; ein längerer Zeit-
raum kann für eine umfang-
reichere Reihe von Flügen
festgelegt werden;

b) die Luftfahrtbehörde
des Vertragsstaates, bei wel-
cher diese Angaben (mit dem
Antrag, falls einer verlangt
wird) direkt, ohne Benützung
des diplomatischen Weges,
eingebracht werden können;

c) die beizubringenden
Angaben sollen im Fall der
Genehmigung für einen Ein-
zelflug oder für eine Reihe
von nicht mehr als vier Flü-
gen nicht über folgende
Punkte hinausgehen:

1. Name der Gesellschaft;

2. Luftfahrzeugmuster und
Eintragungszeichen;

3. Datum und voraussicht-
liche Ankunft- und Abflug-
zeit im Gebiet des Vertrags-
staates;
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4. Flugweg des Luftfahr-
zeugs;

5. Zweck des Flugs, Anzahl
der Fluggäste und Art und
Menge der Fracht, die auf-
genommen oder abgesetzt
werden soll.

Artikel 4

(1) Falls sich zwischen den
Vertragsstaaten hinsichtlich der
Auslegung oder Anwendung des
vorliegenden Abkommens eine
Meinungsverschiedenheit ergibt,
sollen sie sich zunächst be-
mühen, diese im Weg von Ver-
handlungen untereinander bei-
zulegen.

(2) a) Wenn sie eine Rege-
lung nicht erreichen, können
sie übereinkommen, die Mei-
nungsverschiedenheit einem
Schiedsgericht oder einem
Schiedsrichter zur Entschei-
dung zu unterbreiten.

b) Falls sie über die Bei-
legung durch Schiedsspruch
innerhalb eines Monats nach
der Mitteilung eines Staates
an den anderen Staat über
seine Absicht, sich an ein
Schiedsgericht zu wenden,
nicht übereinkommen oder
falls sie innerhalb weiterer
drei Monate nach der Ver-
einbarung, die Meinungsver-
schiedenheit der schieds-
gerichtlichen Entscheidung zu
unterbreiten, über die Zu-
sammensetzung des Schieds-
gerichts oder über die Person
des Schiedsrichters kein Ein-
vernehmen erzielen, kann
jeder betroffene Vertragsstaat
die Meinungsverschiedenheit
dem Rat der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation zur
Entscheidung unterbreiten.
Kein Ratsmitglied darf bei
der Behandlung durch den
Rat über eine Meinungsver-
schiedenheit abstimmen, in
welcher es Parteistellung ein-
nimmt. Erklärt sich der Rat
zur Bereinigung der Mei-
nungsverschiedenheit nicht
bereit, kann jeder betroffene
Vertragsstaat diese dem Inter-
nationalen Gerichtshof unter-
breiten,
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(3) Die Vertragsstaaten ver-
pflichten sich, jede nach Ab-
satz 2 dieses Artikels getroffene
Entscheidung zu befolgen.

(4) Falls und solange einer
der Vertragsstaaten einer nach
Absatz 2 dieses Artikels getrof-
fenen Entscheidung nicht nach-
kommt, können die anderen
Vertragsstaaten die ihm auf
Grund des vorliegenden Ab-
kommens gewährten Rechte ein-
schränken, vorenthalten oder
widerrufen.

Artikel 5

(1) Dieses Abkommen steht
den Teilnehmerstaaten der
Europäischen Zivilluftfahrtkon-
ferenz zur Unterzeichnung
offen.

(2) Es bedarf der Ratifikation
durch die Signatarstaaten.

(3) Die Ratifikationsurkun-
den sind bei der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation zu
hinterlegen.

Artikel 6

(1) Sobald zwei der Signatar-
staaten ihre Ratifikationsurkun-
den zu diesem Abkommen hin-
terlegt haben, trit t es zwischen
ihnen drei Monate nach Hinter-
legung der zweiten Ratifika-
tionsurkunde in Kraft. Es trit t
für jeden Staat, der seine Rati-
fikationsurkunde nach diesem
Datum hinterlegt, drei Monate
nach Hinterlegung dieser Rati-
fikationsurkunde in Kraft.

(2) Sobald dieses Abkommen
in Kraft tritt , wird es durch
den Generalsekretär der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation bei den Vereinten Na-
tionen registriert.

Artikel 7

(1) Dieses Abkommen bleibt
sechs Monate nach seinem In-
krafttreten zur Unterzeichnung
offen. Danach bleibt es für jeden
Nicht-Signatarstaat, der Teil-
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nehmer der Europäischen Zivil-
luftfahrtkonferenz ist, zum Bei-
trit t offen.

(2) Der Beitritt jedes Staates
erfolgt durch Hinterlegung einer
Beitrittsurkunde bei der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation und wird drei Monate
nach dem Tag der Hinterlegung
wirksam.

Artikel 8

(1) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Abkommen durch Noti-
fikation der Kündigung an den
Präsidenten der Europäischen
Zivilluftfahrtkonferenz und an
die Internationale Zivilluftfahrt-
organisation kündigen.

(2) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Erhalt der Kün-
digungsanzeige durch die Inter-
nationale Zivilluftfahrtorganisa-
tion wirksam.

Artikel 9

(1) Der Generalsekretär der
Internationalen Zivilluftfahrt-
organisation macht dem Präsi-
denten und allen Teilnehmer-
staaten der Europäischen Zivil-
luftfahrtkonferenz Mitteilung:

a) von der Hinterlegung
jeder Ratifikations- oder Bei-
tri t tsurkunde und dem je-
weiligen Datum, binnen drei-
ßig Tagen nach dem Hinter-
legungsdatum, und

b) vom Erhalt einer Kün-
digung und des Datums, bin-
nen dreißig Tagen nach Er-
halt.

(2) Der Generalsekretär der
Internationalen Zivilluftfahrt-
organisation benachrichtigt auch
den Präsidenten und die Teil-
nehmerstaaten der Europäischen
Zivilluftfahrtkonferenz vom
Datum des Inkrafttretens des
Abkommens gemäß Absatz 1
des Artikels 6.
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Artikel 10

(1) Mindestens fünfundzwan-
zig Prozent (25%) der Vertrags-
staaten sind berechtigt, durch
einen an die Internationale
Zivilluftfahrtorganisation ge-
richteten, nicht früher als zwölf
(12) Monate nach Inkrafttreten
dieses Abkommens eingebrach-
ten Antrag, die Einberufung
einer Tagung der Vertragsstaa-
ten zur Prüfung irgendwelcher
Abänderungen, die sie zu die-
sem Abkommen vorzuschlagen
wünschen, zu verlangen. Eine
solche Tagung wird durch die
Internationale Zivilluftfahrt-
organisation im Einvernehmen
mit dem Präsidenten der Euro-
päischen Zivilluftfahrtkonferenz
nach mindestens dreimonatiger
Voranzeige an die Vertragsstaa-
ten einberufen.

(2) Jede vorgeschlagene Abän-
derung des Abkommens muß
bei der vorgenannten Tagung
durch eine Mehrheit der Ver-
tragsstaaten angenommen wer-
den, wobei zwei Drittel der
Vertragsstaaten erforderlich
sind, um die Beschlußfähigkeit
herzustellen.

(3) Die Abänderung tri t t
gegenüber den Staaten, welche
die betreffende Abänderung
ratifiziert haben, nach Ratifika-
tion durch eine von der vor-
genannten Tagung festgesetzte
Anzahl von Vertragsstaaten und
zu dem seitens der Tagung fest-
gesetzten Zeitpunkt in Kraft.

Artikel 11

Dieses Abkommen findet auf
alle Gebiete des Mutterlandes
der Vertragsstaaten Anwendung
mit Ausnahme der im Atlan-
tischen Ozean gelegenen Inseln
und Inseln mit halbunabhän-
gigem Status, bezüglich welcher
jeder Vertragsstaat zur Zeit der
Hinterlegung der Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde erklären
kann, daß die Gültigkeit dieses
Abkommens darauf keine An-
wendung findet.
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Zu Urkund dessen haben die
Unterfertigten, ordnungsgemäß
bevollmächtigt, ihre Unterschrif-
ten im Namen ihrer Regierun-
gen angebracht.

Geschehen zu Paris, am
30. April 1956, in zweifacher
Ausfertigung in englischer, fran-
zösischer und spanischer Sprache,
deren Texte in gleicher Weise
authentisch sind. Dieses Ab-
kommen wird bei der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation hinterlegt, die beglaubigte
Abschriften des Abkommens an
alle Mitgliedstaaten übermittelt.

Für Österreich:
Vollgruber

Für Belgien:
Guillaume
P. Nottet

Für Dänemark:
E. Waerum

Für Frankreich:
R. Lemaire

Für die Bundesrepublik
Deutschland:
Dr. Knipfer

Für Griechenland:

Für Island:
Agnar Kl Jónsson

Für Irland:
J. MacCarthy

Für Italien:
P. Quaroni

Für Luxemburg:
Robert Als

Hamer

Für die Niederlande:
W. Boetzelaer

Für Norwegen:
Rolf Andvord

Für Portugal:

Für Spanien:
El Conde de Casa Rojas

Für Schweden:
R. Kumlin
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Für die Schweiz:
Gér. Bauer

Für die Türkei:
N. Yolga

Für das Vereinigte Königreich:

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde von dem gemäß Artikel 64 des
Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübenden Bundeskanzler
unterzeichnet, vom Vizekanzler, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und
vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staats-
siegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 26. April 1957.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten
ausübende Bundeskanzler:

Raab

Der Vizekanzler:

Schärf

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:

Waldbrunner

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Das vorliegende Abkommen wird gemäß seinem Artikel 6 Abs. 1 am 21. August 1957 zwischen
der Schweiz und Österreich in Kraft treten.

Raab


